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1. Das finnische Hochschulwesen





Das finnische Hochschulwesen besteht aus 20 Universitäten und neun Fachhochschulen. Der Bereich der Fachhochschulen wird sich in den kommenden Jahren noch ausweiten und schließlich 20 bis 30 Fachhochschulen umfassen. Zehn der Universitäten haben mehrere Disziplinen, vier vertreten ausschließlich die Künste, drei die Wirtschaftswissenschaften und drei die technischen Wissenschaften. Alle Universitäten in Finnland werden vom Zentralstaat getragen, die Fachhochschulen dagegen von Kommunen und Kommunalverbänden. Hier werde ich nur die Universitäten und deren Finanzierungssystem behandeln. 





An den finnischen Universitäten gibt es etwa 135.000 Studierende. Pro Jahr gibt es etwa 18.000 Studienplätze für Studienanfänger. Das entspricht einem Anteil von 29% der Altersklasse. Ziel der finnischen Regierung ist es, daß beim Übergang ins 21. Jahrhundert 60% der Altersklasse an den Universitäten und Fachhochschulen studieren. Die Universitäten sind unterschiedlich groß. Die größte ist die Universität Helsinki mit 32.000 Studierenden, die kleinste die Akademie der Bildenden Künste mit knapp 300 Studierenden. Jährlich schließen etwa 9.800 Studierende ein Hochschulstudium ab, Promotionen gibt es etwa 760 pro Jahr. Hochschul- wie postgraduales Studium sind kostenlos. Die Universitäten bieten auch sogenannte "Offene Universitätsstudien" als Erwachsenenbildung ohne akademischen Abschluß für Hörer ohne Hochschulreife an. An diesen Offenen Universitäten studieren jährlich über 70.000 Menschen. An anderen Weiterbildungskursen nehmen jährlich fast 100.000 Studierende teil.





Die finnischen Universitäten werden über das Unterrichtsministerium finanziert. Ihr Budget beträgt etwa 5,5 Milliarden Finnmark (etwa 1,8 Milliarden D-Mark). Das entspricht 2,8% des Staatshaushaltes. Neben dem Unterrichtsministerium gibt es im Staatsbudget Mittel in Höhe von 450 Mio FIM (150 Mio DM) für die Forschungstätigkeit der Finnischen Akademie. Als Drittmittel erhalten die Universitäten zum Teil über andere Ministerien, zum Teil aus privaten Quellen jährlich etwa 930 Mio FIM (310 Mio DM). Der größte Teil der Drittmittel sind Forschungsmittel. Entsprechend einem Beschluß der Regierung soll bis zum Jahre 2000 die Finanzierung der Forschung so erweitert werden, daß ihr Anteil am Bruttosozialprodukt auf 2,9% steigt. Im Jahre 1995 betrug ihr Anteil 2,35%.








2. Grenzen der Tätigkeit der Universitäten





In Finnland war und ist die Hochschulausbildung - wie in den anderen nordeuropäischen Ländern auch - ein fester Bestandteil des Wohlfahrtsstaates. Das führte dazu, daß in den 60er und 70er Jahren das Hochschulwesen so ausgebaut wurde, daß es im ganzen Land Universitäten gab. Das wäre ohne eine detaillierte Steuerung der Finanzmittel und der Studienplätze nicht möglich gewesen. Das Hochschulwesen wurde im Zuge seines Ausbaus zunehmend zentral gesteuert. Die Vorzüge des Wohlfahrtsstaates wurden durch eine ausgedehnte Bürokratie bezahlt. In den 70er Jahren war das finnische Hochschulwesen eines der am stärksten zentralgesteuerten in Europa.





Vor allem nach Modellen in den OECD-Ländern begann man in Finnland in der Mitte der 80er Jahre, die staatlich-administrative Entscheidungsgewalt anderswohin zu delegieren und den Verordnungsapparat zu demontieren. Das Hochschulwesen war in diesem Prozeß einer der Vorreiter. Zu Beginn der 90er Jahre war man bei der Delegierung der Entscheidungsgewalt bereits so weit vorangeschritten, daß die Organisation der universitären Tätigkeit und die Verteilung der finanziellen Mittel nur in wenigen europäischen Ländern so frei war wie in Finnland. Man kann jedoch aus der Diskussion an den Universitäten den Schluß ziehen, daß die Delegierung der Entscheidungsgewalt nicht problemlos vor sich ging. Sich daran zu gewöhnen, auch besonders schwierige Entscheidungen selbst fassen zu müssen, braucht seine Zeit.





In Finnland war die Höhe der den Universitäten zugewiesenen Mittel lange gesetzlich gesichert. Von 1976 bis 1987 war die Höhe dieser Mittel an die jährliche Inflationsrate gebunden. Auf der Grundlage eines Regierungsbeschlusses wuchsen die zentralen Haushaltstitel in den Jahren 1989-1991 jährlich um 15%, 1992 wurde das Wachstum gestoppt und 1993-1994 schrumpften sie entsprechend zweier jährlicher Gesetzesänderungen um etwa 16%. Gemäß dem derzeit gültigen Gesetz sollten die Geldmittel jährlich entsprechend dem Anstieg der Löhne und Gehälter steigen.





Derzeit werden den Universitäten ihre Geldmittel hauptsächlich über zwei Haushaltstitel zugeteilt: Ausgaben für die Universitätstätigkeit, d.h. Löhne und Gehälter und andere laufende Ausgaben, sowie Bauinvestitionen. Die jährlich zugewiesenen Mittel können innerhalb von zwei Jahren verbraucht werden, womit die Flexibilität beim Verbrauch der Mittel erhöht wird. Praktisch gesehen ist die Situation jedoch nicht so gut, weil einige Mittel gesondert zweckgebunden zugewiesen werden mußten. Besonders in den Jahren 1994 und 1995 wurde den Universitäten zur Förderung der Beschäftigungslage eine Zusatzfinanzierung gewährt, die gesondert beantragt werden mußte. Auch die Verteilungspraxis bei den EU-Mitteln weicht wesentlich von der bei den nationalen Mitteln ab.





Die innere Struktur und Entscheidungsbefugnis der Universitäten wurde bisher durch gesonderte Gesetze und Verordnungen für jede Universität gesteuert. Im August kommenden Jahres wird ein für alle Universitäten geltendes gemeinsames Universitätsgesetz in Kraft treten. Dieses Gesetz wird den Universitäten sehr große Handlungsfreiheit geben. Die Studienabschlüsse an den Universitäten werden jedoch weiterhin durch die Prüfungsverordnung geregelt. Somit bleibt eine zentrale Steuerung in der Frage bestehen, welche Ausbildung es an welcher Universität geben darf.





In der Personalpolitik können die Universitäten recht frei selbst entscheiden. Das Mindestniveau der Löhne und Gehälter der Lehrerschaft und des anderen Personals sind in einem ganz Finnland umfassenden Tarifvertrag festgelegt. Löhne und Gehälter können im Rahmen der zugewiesenen Mittel erhöht werden. Die Universitäten dürfen selbst Beamtenstellen schaffen und auflösen und alle Beamten außer den Professoren berufen. Die Berufungsgewalt für Professoren wird erst in den kommenden Jahren an die Universitäten übergehen.








3. Die Allokation der universitären Mittel





Das Unterrichtsministerium weist die Mittel an die Universitäten in drei Posten zu: Grundfinanzierung (etwa 90%), leistungsorientierte Finanzierung (etwa 5%) und Projektfinanzierung (etwa 5%). Diese Zuteilung sowie die Kriterien für die Zuteilung jeder dieser Posten wurde über die Jahre in den verschiedensten Arbeitsgruppen mit Teilnehmern des Ministeriums und der Universitäten feinabgestimmt.





Ziel war es, ein Finanzierungsmodell zu entwickeln, das die originären Aufgaben der Universität, die Lehre und die Forschung, enthält, und in dem zwischen den Zielen und den Mitteln ein ausreichender Konnex besteht. Das Modell sollte darüber hinaus auch möglichst einfach sein, damit die Berechnungsmechanismen kontrollierbar sind.





Das Grundfinanzierungsmodell beruht auf den Zielvereinbarungen über zu erreichende Studienabschlüsse, die in Verhandlungen zwischen dem Unterrichtsministerium und den Universitäten für jeweils drei Jahre festgelegt werden. Die Vorschläge der Universitäten hinsichtlich der zu realisierenden Studienabschlüsse werden in den Verhandlungen mit dem Ministerium abgestimmt. Über die Anzahl der angebotenen Studienplätze für Studienanfänger entscheidet die Universität selbst, entscheidend ist, daß die abgestimmten Studienabschlüsse erreicht werden.





Bestimmte Einrichtungen bei einigen Universitäten werden als überregional angesehen, so z.B. die Nationalbibliothek bei der Universität Helsinki oder das Beschleunigerlaboratorium bei der Universität Jyväskylä. Diese Einrichtungen, die offensichtlich der Tätigkeit des gesamten Hochschulwesens dienen, werden bei der Zuweisung der Mittel gesondert behandelt, sie werden nicht in die Berechnungsmodelle einbezogen. Diese Mittel werden jedoch im Budget nicht extra ausgewiesen.








3.1. Grundfinanzierung





Die Grundfinanzierung wurde lange nach historischen Gesichtspunkten zugeteilt. Zu Beginn der 90er Jahre, als die Mittel für die Universitäten erhöht wurden, wurde ein Teil der Mittel als sogenannter Ausgleich der Grundfinanzierung zugewiesen. Zu diesem Zeitpunkt begann man in Finnland, auf Leistungsorientierung zu setzen, und man meinte, daß alle Universitäten die gleichen wirtschaftlichen Voraussetzungen haben sollten, Leistung zu erbringen. Die Höhe der Mittel für die Universitäten wurde nach den Fachbereichen im Verhältnis zu den Lehrenden- und Studierendenzahlen erhöht und einige Universitäten erhielten einen größeren Zuschuß als andere. Als das Wachstum der Mittel gestoppt wurde, unterbrach dies den Ausgleich zwischen den Universitäten.





Bei der früheren, sich im Laufe der Jahre geformten Zuteilung der Mittel gab es zwischen den Studienabschlüssen und den zugewiesenen Mitteln keinen klaren Konnex. Die Verteilung der Gelder zwischen den Universitäten wurde als verzerrt angesehen, und Kosten in gleichen Fachbereichen an verschiedenen Universitäten konnten signifikant unterschiedlich sein. Die Betonung der Leistungsorientierung setzte ein neuartiges Verfahren für die Grundfinanzierung in Gang. Es wurde ein neues Berechnungsmodell für Mittel entwickelt, das auf den zu erreichenden Studienabschlüssen basierte. Das Berechnungsmodell bringt im Vergleich zu vorher auch eine bedeutend größere Transparenz mit sich. Darüber hinaus fördert es mehr Voraussagbarkeit.





Bei der Grundfinanzierung gehen wir also vom 1997er Budget an zur formelgebundenen Budgetpraxis über. Das Modell sieht folgendermaßen aus:





65 % der Grundfinanzierung werden auf der Grundlage eines Ausbildungsindikators (Studienabschlüsse) und 35% auf der Grundlage eines Forschungsindikators (Promotionen) verteilt; auf dem Kunstsektor ist das Verhältnis 80 : 20. 


Für die Studienabschlüsse (Master’s degree) wurden auf den verschiedenen Ausbildungsgebieten Kostenfaktoren festgelegt; ihr Wert liegt zwischen 1 und 5,5 (z.B. Jura 1, Naturwissenschaften 1,75, Medizin 3,5).


Der Faktor für Promotionen ist auf allen Gebieten 1,9. 


Der Anteil einer Universität an den Finanzmitteln für die Ausbildung wird als Summe über alle Fachbereiche auf der Grundlage der zu erreichenden Studienabschlüsse und ihrer Kostenfaktoren festgelegt.


Der Anteil einer Universität an den Finanzmitteln für die Forschung wird auf der Grundlage der Promotionen festgelegt.


Einige niedrigere Studienabschlüsse werden mit kleineren Anteilen als die vorher genannten Faktoren berücksichtigt.


Die Ziele werden in Verhandlungen zwischen dem Unterrichtsministerium und der Universität abgestimmt.





Das Modell wird stufenweise implementiert. Im 1997er Budget wurden 10% der Grundfinanzierung nach dem neuen Berechnungsmodell zugewiesen. Dieser Anteil wächst nach und nach, und im Jahre 2003 werden die Mittel der Grundfinanzierung vollständig auf der Grundlage der zu erreichenden Studienabschlüsse und Promotionen und deren Kosten verteilt.





Im Grundfinanzierungmodell wurde davon ausgegangen, daß eine im Verhältnis zum zu erreichenden Ziel zu große Zahl der Studienabschlüsse nicht belohnt wird. Über eine Sanktionierung für den Fall, daß die Ziele nicht erreicht werden, wurde diskutiert, aber dies würde wegen der dreijährigen Vertragsdauer erst um die Jahrtausendwende sichtbar werden. Wahrscheinlich wird es jedoch nicht zu Sanktionen kommen, sondern entsprechend den Planungen des Ministeriums wird zu einem Modell übergegangen werden, in dem ein Drittel der Grundfinanzierung auf der Grundlage der erreichten Studienabschlüsse und zwei Drittel auf der Grundlage des Studienabschlußzieles zugewiesen werden. Die Universitäten treten für eine solche das Resultat und das Ziel gleichzeitig berücksichtigende Verfahrensweise ein.





�



3.2. Leistungsorientierte Finanzierung





Die leistungsorientierte Finanzierung wird jährlich in Höhe von 5% des Etats des Hochschulsektors verteilt. Die Kriterien für die Verteilung haben sich über die Jahre etwas verändert und sehen für das Jahr 1998 folgendermaßen aus:





Leistungseinheiten werden für zwei Jahre ausgewählt: die Leistungsforschungseinheiten von der Finnischen Akademie, die Leistungslehreinheiten vom Evaluierungsrat. Es werden (je) zehn Leistungseinheiten beider Bereiche gewählt. Die Mittel pro Leistungseinheit werden je nach Größe der Universität berechnet.


Finanzierung der Finnischen Akademie: die Mittel werden an alle Universitäten so verteilt, daß das von der Akademie zugewiesene Geld in Beziehung zu den Tätigkeitsausgaben gesetzt wird.


Internationalisierung: Kriterium sind die Forschenden- und Studierendenbesuche sowie der Studierendenaustausch. Höchstens zehn Universitäten bekommen hier Mittel zugewiesen.


Beschäftigung: Arbeitslosigkeit dreier Absolventenjahrgänge zwei Jahre nach der Beendigung des Studiums sowie Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung. Gelder für 3-5 Universitäten.


Erwachsenenbildung: Anzahl der Studierenden an der Offenen Universität sowie das Erreichen der quantitativen Ziele der Erwachsenenbildung.


Einschätzung der gesellschaftlich relevanten Dienstleistungstätigkeit der Universität: Das Unterrichtsministerium schätzt die Aktivitäten ein, die weder im Berechnungsmodell der Grundfinanzierung noch bei den soeben genannten Kriterien berücksichtigt werden. Mittel werden höchstens fünf Universitäten zugeteilt.





Die den Universitäten nach dem jeweiligen Kriterium zugewiesenen Mittel werden gewöhnlich im Verhältnis zur Größe der Universität als eine bestimmte Maximal- und Minimalsumme verteilt. Belohnungen für die Anzahl der Studienabschlüsse und der Promotionen gibt es nach wie vor nicht, da die Studienabschlüsse bereits in der Grundfinanzierung berücksichtigt sind.








3.3. Projektfinanzierung





Der Anteil der Projektfinanzierung liegt bei etwa 5% des Universitätsetats. Projekte werden in den Verhandlungen zwischen dem Unterrichtsministerium und der jeweiligen Universität abgestimmt. Als Projekte werden hier neue Lehr-, Forschungs- und andere Projekte verstanden. Die Finanzierung beläuft sich in der Regel auf ein Jahr, aber in einigen Fällen, z.B. wenn ein neuer Ausbildungzweig begonnen wird, kann man auch für drei Jahre über diesen Teil finanziert werden. 








4. Ausbildungsvertragsverfahren





Die Universitäten führen jährlich Verhandlungen mit dem Unterrichtsministerium. Auf der Grundlage dieser Verhandlungen wird ein Ausbildungsvertrag abgeschlossen, in dem die Ziele sowie diejenigen Finanzmittel festgeschrieben werden, bezüglich derer sich das Unterrichtsministerium verpflichtet, sie für den Staatsetat vorzuschlagen. Die formelgebundenen Grundressourcen und Leistungsorientierung sind nicht verhandelbar, ausschließlich die Projektfinanzierung wird in den Verhandlungen abgestimmt. Auch Bauvorhaben und deren Umfang werden in den Verhandlungen abgestimmt.





Einen Teil der Ziele haben alle Universitäten gemeinsam. Ein Teil der gemeinsamen Ziele wird gemäß den Regierungsbeschlüssen festgelegt, über einen anderen Teil verhandelt das Ministerium mit dem Rat der Universitätsrektoren im voraus. Ein weiterer Teil betrifft nur jeweils die eigene Universität, die dafür einen Antrag beim Ministerium vorlegt. Das Ministerium kommentiert den Universitätsantrag noch vor den Verhandlungen, so daß der Vertragsentwurf bereits vor Beginn der Verhandlungen weitgehend fertig ist.





Früher wurden die Verträge jedes Jahr erneuert, aber jetzt ist man zu Verträgen mit einer dreijährigen Dauer übergegangen. Der erste Dreijahreszeitraum betrifft die Jahre 1998-2000. Die Grundfinanzierung und die Kriterien für die Leistungsorientierung werden für drei Jahre festgelegt. Die Projektfinanzierung wird jährlich verhandelt.








5. Die KOTA -Datenbank





Seit dem Jahre 1986 erstellen das Unterrichtsministerium und die Universitäten eine Datenbank. Diese Datenbank enthält die für die Universitäten zentralen Daten vom Beginn der 80er Jahre an: Studierende, Studienabschlüsse, Personal, Finanzmittel. Das Unterrichtsministerium kommt für die Kosten der Datenbank auf und die Universitäten aktualisieren die Daten jährlich. Auch die Universitäten haben das Verfügungsrecht über die Datenbank.





Die Datenbank hat die vorher beschriebene Mittelzuteilung und Belohnung der Leistungsorientierung ermöglicht. Die Datenbank hat in die Tätigkeit der Universitäten eine Transparenz gebracht, wie sie vorher nicht vorhanden war. Denn sowohl das Ministerium als auch die Universitäten verwenden die gleichen Informationen. Die Universitäten kontrollieren ja in der Regel die Berechnungen des Ministeriums.








6. Diskussion





Über den Übergang der Universitäten zur Leistungssteuerung, über das Ausbildungsvertragsverfahren und über das neue Berechnungsmodell für die Finanzmittel wurde sowohl öffentlich als auch universitätsintern viel diskutiert. Im folgenden nur einige der Punkte, die in den Diskussionen auftraten.





Das Ausbildungsvertragsverfahren haben die Universitäten allgemein befürwortet, weil es ja den Dialog zwischen dem Unterrichtsministerium und den Universitäten beträchtlich ausgebaut und verbessert hat. Verständlich ist, daß die Implementierung der Ziele in der akademischen Gemeinschaft, die im allgemeinen kollegial Beschlüsse faßt, nicht problemlos war. Das Ministerium handelt jedoch im Vergleich zu früher äußerst offen.





Die Universitäten war in bedeutendem Maße dazu in der Lage mitzubestimmen, nach welchen Prinzipien die Universitätsmittel verteilt werden. Ein Problem war nur, daß im Hochschulsektor keine gemeinsame Meinung vertreten wird. Die Meinungen sind je nach der Größe und der disziplinären Struktur der Universität unterschiedlich. Dem Ministerium obliegt so in jedem Falle noch eine bedeutende Entscheidungsgewalt.





Die Kostenfaktoren pro Studienabschluß wurden entsprechend den gegenwärtigen Kosten und den international gebräuchlichen Faktoren festgelegt. Das Ministerium ist der Meinung, daß die Faktoren eher einen Wunschzustand als die Vergangenheit ausdrücken. Die Ausformung eines solchen Wunschzustandes ist problematisch, und es ist zu fragen, um wessen Wunsch es im jeweiligen Falle geht.





Es wurde hartnäckig gewünscht, daß das landesweit verwendete Modell für die universitätsinterne Mittelverteilung übernommen wird, wo es möglicherweise überhaupt nicht funktioniert. Die universitätsinterne Mittelverteilung liegt natürlich bei den Universitäten selbst, was aber leicht Widersprüche in die Universität bringt. Offenbar unabhängig davon, um welches Modell auch immer es sich handelt.





Das Grundfinanzierungsmodell wurde u.a. deshalb kritisiert, weil der Anteil der Forschung ausschließlich auf Grund der Promotionen bestimmt wurde. Das Ministerium setzte im Jahre 1995 eine Arbeitsgruppe ein, die einen Vorschlag unterbreiten soll, wie die Forschung berücksichtigt werden sollte. Der unterbreitete Vorschlag ähnelt weitgehend dem englischen Modell und er wurde sehr abweisend entgegengenommen. Vorläufig ist über die Integration der Forschung in das Modell noch nichts entschieden.





Bis auf weiteres wird die universitäre Erwachsenenausbildung, d.h. die Offene Universität und die Weiterbildung, gesondert finanziert. Möglicherweise wird sie schon im 1998er Budget im Etat für die Tätigkeitsausgaben enthalten sein. So werden u.a. die zum Hochschulstudium berechtigenden Examina über die Offene Universität im Berechnungsmodell sichtbar werden. Es ist zu erwarten, daß die Veränderung universitätsinterne Probleme verursachen wird, wenn der Anteil der Gelder für die Erwachsenenausbildung festgelegt wird.





Der Übergang zur Leistungssteuerung hat den Wettbewerb zwischen den Universitäten deutlich verstärkt, was in erster Linie positiv zu bewerten ist. Es ist jedoch auch einzuräumen, daß auch nachteilige Erscheinungen bemerkbar sind und die Zusammenarbeit erschwert wird.
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